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Doppelverbeitragung auf der Agenda des Bundestages /
Uberblick tber die aktuellen Entwicklungen

Die Doppelverbeitragung in der gesetzlichen Krankenversicherung fiir Bezieher von
Betriebsrenten steht schon langer in der Diskussion. Nun erlauterten im Rahmen
einer Anhorung vor dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages am
27.01.2016 Experten des Sozialrechts ihre Ansichten zur Doppelverbeitragung von
Krankenversicherungsbeitragen bei Direktversicherungen und Versorgungsbeziigen.
Einen Uberblick Uiber die Hintergriinde und aktuellen Entwicklungen gibt Dr. Paulgerd
Kolvenbach, Geschaftsfiihrer der Longial.

Die  Fraktion Die Linke  forderte in ihrem Antrag vom 14.10.2015, dass
Krankenversicherungsbeitrage bei Direktversicherungen und Versorgungsbezigen nur einmal
erhoben werden durfen: Entweder im Rahmen der Ansparphase oder der Leistungsphase.
Daridber hinaus soll eine solidarische Gesundheitsversicherung eingefiihrt werden, die
Blrgerinnen- und Burgerversicherung. Im Deutschen Bundestag erfolgte bereits am 6.11.2015
eine parlamentarische Aussprache (Plenarprotokoll 18/134; S. 13127B - 13133A). Die Redner der
Fraktionen kritisierten mehrheitlich, dass der Antrag der Linken Aspekte anspricht, die allein mit
den Mitteln des Krankenversicherungsrechts nicht geandert werden kénnen. Der Antrag spreche
die betriebliche Altersversorgung (bAV) als Ganzes an und musse folglich auch in diesem Umfeld
besprochen werden. Uber die bAV wird allerdings bereits in einer Arbeitsgruppe unter der
Fihrung des Ausschusses fur Arbeit und Soziales unter dem Thema ,,Starkung der betrieblichen
Altersversorgung” diskutiert. Deren Ergebnis sei abzuwarten.

Die Meinung der Experten

Bei einer Anhérung vor dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages am 27.01.2016
empfahlen mehrere Sachverstandige, wie zum Beispiel die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbande (BDA) oder die Arbeitsgemeinschaft flr betriebliche Altersversorgung
(aba), die Doppelverbeitragung flr Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung zu
vermeiden. Die geforderte Abschaffung sei problematisch, da die MaBnahme einen zusatzlichen
Verwaltungsaufwand erforderlich mache und die Umsetzung wegen der groRen zurlckliegenden
Zeitrdume schwierig ware - so die Meinung von BDA, dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB),
des stellvertretenden Vorsitzenden des Sachverstandigenrates zur Begutachtung der
Entwicklung im Gesundheitswesen, Eberhard Wille, des GKV-Spitzenverbands sowie des
Sachverstandigen Prof. Dr. Klaus Jacobs. Der Sozialverband Deutschland e.V. (SovD), der DGB
und der Sachverstandige Prof. Dr. Hansjoachim Bieback schlugen vor, die Belastung durch eine
Halbierung des Beitragssatzes zu mindern.

Widerspruch zum Gesundheitsmodernisierungsgesetz?

Damit riGckt man ab von Anpassungen, die ab 2004 im Rahmen des
Gesundheitsmodernisierungsgesetzes eingefihrt wurden. ,Durch dieses Gesetz wurde
veranlasst, dass in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherte Rentner statt des
halben den vollen Beitragssatz auf ihre laufenden Versorgungsbezige und Kapitalzahlungen
entrichten mussen. Der Gesetzgeber reagierte damit auf eine vom Bundesverfassungsgericht
beanstandete Ungleichbehandlung von pflichtversicherten und freiwillig versicherten Rentnern“,
fasst Dr. Paulgerd Kolvenbach, GeschaftsfUhrer der Longial, zusammen. Zeitgleich erzielte man
durch die Beitrage aus den Versorgungsbezigen weitere Einnahmen flir die Gesetzliche
Krankenversicherung. Diesen Effekt wirde man nun zur Starkung der betrieblichen
Altersversorgung umkehren.

Doppelverbeitragung nur erster Schritt
Die Experten wiesen bei der Anh6érung vor dem Gesundheitsausschuss darauf hin, dass der
Antrag der Fraktion Die Linke nur einen kleinen Ausschnitt an Ungleichheiten im System der
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Beitragsregularien der Gesetzlichen Krankenkasse erfasse. Es bestehe Bedarf nach einer
grundlegenden Reform, auch im Hinblick auf eine verstarkte Alterssicherung im Rahmen der
betrieblichen Altersversorgung. So existiere eine beitragsrechtliche Ungleichbehandlung bereits
innerhalb der einzelnen DurchfUhrungswege der bAV. Sie wurde verursacht durch eine
Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 23.7.2014, welches befand, dass die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Az. 1 BvR 1660/08) zur Beitragspflicht bei
privat fortgefliihrten Direktversicherungen nicht auf Pensionskassen Ubertragen werden kann. So
werden Leistungen, die der Arbeitnehmer als Versicherungsnehmer nach seinem Ausscheiden
aus dem Betrieb privat zahlt, wie Bezlige aus einem privaten Versicherungsvertrag behandelt
und sind somit bei Direktversicherungen nicht beitragspflichtig. In gleicher Konstellation werden
auf Leistungen aus einer Pensionskasse Krankenversicherungsbeitrage erhoben. Eine dagegen
eingereichte Verfassungsbeschwerde liegt dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vor.
,Diese Konstellation verdeutlicht ebenfalls die Problematik der unterschiedlichen
beitragsrechtlichen Behandlung zwischen Leistungen aus einer betrieblichen Altersversorgung
und einem privaten Versicherungsvertrag”, meint Paulgerd Kolvenbach.

Weitere Forderung: Biirgerversicherung

Die Forderung nach Einfihrung einer Blrgerversicherung fand bei vielen der geladenen Experten
Anklang - wurde jedoch auf Grund der Komplexitat im Hinblick auf die nur einstindige Anhérung
nicht von allen beurteilt. Der Zuspruch bei den Rednern der Fraktionen im Deutschen Bundestag
war eher verhalten. Lediglich einzelne Vertreter der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen und der SPD
hielten diesen Weg fUr zukunftsweisend.

Fazit

Inwieweit der Gesetzgeber die aufgezeigten Ungleichgewichte harmonisieren mdchte, bleibt
abzuwarten. Aufgrund der eher ablehnenden Haltung der Redner der Anhoérung im Vorfeld ist
damit zu rechnen, dass der Ausschuss auch nach der Expertenanh6érung empfehlen wird, den
Antrag mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und Bindnis 90/Die Grlinen gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke abzulehnen. Auch nach Auffassung der Longial hilft der Antrag
der Linken nur teilweise, die bestehenden sozialversicherungsrechtlichen Ungleichbehandlungen
zu beseitigen: ,Die Abschaffung der Doppelverbeitragung entlastet nur einen Teil der
Verpflichteten und sollte besser in einen Gesamtkomplex zur Starkung der betrieblichen
Altersversorgung eingebettet werden”, kommentiert der Longial-Experte.

Uber Longial

Die Longial GmbH mit Sitz in DUsseldorf und weiterem Standort in Hamburg versteht sich als der
spezialisierte Dienstleister flr Lo6sungen rund um die Altersversorgung von Unternehmen und
Versorgungseinrichtungen: eigenstandig und neutral, mit ganzheitlichem Beratungsansatz,
hoéchster Kundenorientierung und langjahriger Erfahrung. Von der Beratung bei Neueinrichtung
oder Restrukturierung der betrieblichen Altersversorgung uber versicherungsmathematische
oder betriebswirtschaftliche Bewertungen bis hin zur vollstandigen Abwicklung aller
administrativen Prozesse, dem kompletten Informationsmanagement und der Erstellung und
Umsetzung von Finanzierungskonzepten: Die derzeit 85 Mitarbeiter bieten den Firmenkunden von
Longial maBgeschneiderte, integrierte bAV-Losungen auf hdchster Qualitatsstufe. Weitere
Informationen: www.longial.de

Seite 2 von 3


http://www.longial.de/
https://www.assekuranz-info-portal.de/

"- www.assekuranz-info-portal.de

Assekuranz
k INFO-PORTAL 04.02.2016

Pressekontakt:

Katja Rheude
Telefon: 089 998 461-24
Fax: 089 998 461-20

E-Mail: longial@hartzkom.de

Unternehmen

Longial GmbH
Prinzenallee 13
40549 Dusseldorf

Internet: www.longial.de

Seite 3 von 3


mailto:longial@hartzkom.de
http://www.longial.de
https://www.assekuranz-info-portal.de/

	Doppelverbeitragung auf der Agenda des Bundestages / Überblick über die aktuellen Entwicklungen

